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Mehrere Gründe gaben den Anlass
zur Formulierung eines Sofortpro-
gramms für die Hauptschulen, ver-
bunden mit der Forderung nach ei-
ner umfassenden Reform des
Schulwesens:

der zu erwartende starke Rück-
gang der Schüler/innenzahlen ins-
besondere an den Hauptschulen,

die sich stetig verschlechtern-
den beruflichen Perspektiven der
Hauptschüler/innen, die nach Auf-
fassung der GEW maßgeblich für
die Akzeptanzprobleme der Schul-
art „Hauptschule“ sind.
Der Beschluss des Landesvorstands
wird nachfolgend im Wortlaut do-
kumentiert.

Auf dem Weg zu 
„Einer Schule für alle“

A. Zur Lage der Hauptschule
in Baden-Württemberg
Die Schüler/innenzahlen an den
allgemein bildenden Schulen wer-
den künftig noch weiter zurückge-
hen. Bis 2020 prognostiziert das
Statistische Landesamt einen Rück-
gang um 19 Prozent. Der ver-
gleichsweise größte Rückgang wird
an den Hauptschulen auftreten.
Landesweit wird im Schuljahr
2012/13 voraussichtlich ein Fünftel
weniger Schüler öffentliche und
private Hauptschulen besuchen als
noch im Schuljahr 2004/05. Im
Zollernalbkreis wird das Minus so-
gar 27 Prozent betragen, im Stadt-
kreis Freiburg im Breisgau und im
Landkreis Esslingen dagegen „nur“
knapp 15 Prozent (1).
In den Sonder- und Hauptschulen
sind die höchsten Anteile an Schü-
lerinnen und Schülern mit Migra-
tionshintergrund zu finden (2).
Hauptschüler/innen haben es zu-
nehmend schwerer, einen direkten
Übergang in die Berufliche Bildung
zu schaffen. Die Zahl der Haupt-
schüler/innen, die zunächst in un-
terschiedlichen Übergangssyste-
men unterkommen, wächst (3).

Die Hauptschule leidet erkennbar
unter Akzeptanzproblemen und
das seit Jahren. Die Landesregie-
rung hat immer wieder versucht
durch neue Konzepte und Impulse
das Image und die Angebotsstruk-
tur der Hauptschule zu verbessern.
Diese Aktivitäten sind lobenswert
und fanden durchaus auch die
Unterstützung der GEW. Sie haben
allerdings das Grundproblem des
gegliederten Schulwesens nicht be-
seitigt und konnten deshalb nichts

daran ändern, dass die Hauptschule
immer mehr als „Problemschule“
wahrgenommen wird, auch wenn
man sehen muss, dass es „die“
Hauptschule in ihrer sehr unter-
schiedlichen soziokulturellen Situ-
ierung (städtisch-ländlich) nicht
gibt. Ernüchtert muss man rückbli-
ckend sogar feststellen, dass „Ge-
sundbeten“ und Reparaturmaßnah-
men den Blick für die Notwendig-
keit einer grundlegenden Struktur-
reform eher verstellt haben.

Sofortprogramm gefordert!
Hauptschule: Am 09. Dezember 2006 beschloss der Landesvorstand der GEW Baden-
Württemberg die Forderung nach einem „Sofortprogramm für die Hauptschule“ als ein
Baustein auf dem Weg zu einer „Schule für alle“. Hier die Dokumentation des Beschlusses.

Voraussichtliche Entwicklung der Schülerzahlen an Grund-
schulen in den Stadt- und Landkreisen Baden-Württembergs
2004/05 bis 2012/13

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
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Auch das Lehramt an Hauptschu-
len leidet dramatisch unter einer
fehlenden Akzeptanz bei den ange-
henden Lehrer/innen: Nur noch
12-18 Prozent der GHS-Lehramts-
studierenden wählen diesen Stu-
fenschwerpunkt und dies, obwohl
jetzt schon ein gravierender Man-
gel an Fachlehrer/innen besteht.
Jeder, der gewillt ist die Realität in
den Hauptschulen zur Kenntnis zu
nehmen, weiß,

dass die Hauptschule von den
wenigsten Schüler/innen und Eltern
auf Grund ihres „eigenständiges Bil-
dungskonzepts“ gewählt wird, son-
dern dass sich dort überwiegend die-
jenigen Schüler/innen finden, die
nicht die Möglichkeit hatten zum
Gymnasium oder zur Realschule zu
wechseln. Lehrerinnen und Lehrer
an den Grundschulen können von
den unsäglichen und für alle Betei-
ligten oft quälenden Auseinander-
setzungen berichten, die eine
Grundschulempfehlung für die
Hauptschule mit sich bringt. 

dass Hauptschüler/innen im-
mer weniger Anschlussmöglichkei-
ten haben. Das Statistische Landes-
amt schreibt hierzu: „Die Entwick-
lung in den letzten 10 Jahren zeigt
die zunehmenden Schwierigkeiten,
die Hauptschulabsolvent/innen bei
der Suche nach einem Ausbil-
dungsplatz haben. So sank der An-
teil Jugendlicher mit und ohne
Hauptschulabschluss an den neuen
Verträgen in diesem Zeitraum von
40 auf 35 Prozent“ (4).

dass sich in Hauptschulen dieje-
nigen Schüler/innen konzentrie-
ren, die Lernprobleme haben, aus
schwierigen familiären Verhältnis-
sen kommen oder Opfer einer ver-

fehlten Integrationspolitik sind. In
den Hauptschulen ist fast jeder
dritte Jugendliche Ausländer oder
Aussiedler, in den Gymnasien ge-
hören lediglich gut 5 Prozent der
Schüler/innen zu diesem Personen-
kreis (5).
Es nützt weder den Schüler/innen
noch den Eltern und den Lehrer/in-
nen, wenn die Landesregierung ver-
sucht die Hauptschule schön zu re-
den. Die GEW weiß sehr genau,
dass an den Hauptschulen eine her-
vorragende Arbeit geleistet wird,
dass die Kolleg/innen dort bis an
die Grenze der Belastbarkeit – und
oft darüber hinaus – alles dafür tun,
den Schüler/innen dieser Schulart
eine gute schulische Grundlage zu
geben und eine tragfähige Perspekti-
ve für den Einstieg in die berufliche

Bildung zu schaffen (6). Dieses En-
gagement allein kann jedoch nicht
die strukturellen Probleme des
Schulsystems und die – inzwischen
fatalen – Folgen einer zur Umsteue-
rung unfähigen Bildungspolitik aus-
gleichen. 

Jetzt – unmittelbar – sofort

Die GEW Baden-Württemberg for-
dert: Die Probleme an den Haupt-
schulen müssen jetzt (!) und nicht
irgendwann gelöst werden. Die Lö-
sungen müssen unmittelbar (!) an
den sehr heterogenen und zugleich
desintegrativen Lebens- und Lernla-
gen der Kinder und Jugendlichen
ansetzen, und sie müssen sofort (!)
die oft unerträglichen Lern- und Ar-
beitsbedingungen entlasten. 

Sagen Sie uns Ihre Meinung:

Wir laden alle Kolleg/innen an
den Schulen zur Diskussion um
die Zukunft unseres Schulwesens
ein und freuen uns über Rück-
meldungen! Ab 01. Februar 07
ist auf der Homepage der GEW
Baden-Württemberg ein Mittei-
lungsformular geschaltet, in dem
Sie unkompliziert und schnell
Ihre Meinung und die Ihres Kol-
legiums an uns senden können:
gew-bw.de/Online-Diskussion_
Hauptschule.html

Auszubildende mit neu abgeschlossenem 
Ausbildungsvertrag in Baden-Württemberg seit 1995 
nach schulischer Vorbildung.

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
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Aus pädagogischen, demografi-
schen und sozialen Gründen ist
eine umfassende Reform des Schul-
wesens ohne Tabus unumgänglich.
Es bedarf jedoch aufgrund der aku-
ten Not an den Hauptschulen eines
Sofortprogrammes, das die gröb-
sten Missstände abmildert, wenn es
diese auch nicht beseitigen kann.

B. Die Hauptschulen brauchen
eine Sofortprogramm
Unabhängig von dringlichen Struk-
turreformen fordert die GEW Ba-
den-Württemberg ein Sofortpro-
gramm für Hauptschulen, das fol-
gende Punkte enthalten muss:

Der Klassenteiler für Hauptschu-
len wird gesenkt auf 25, in großstäd-
tischen Hauptschulen auf 20. 

Hauptschulen müssen auf er-
schwerte und schwierige Lernbedin-
gungen mit individualisierten För-
derprogrammen antworten können,
die beides zu sichern vermögen:
Dass alle Schüler/innen am Ende
der Hauptschule über die Mindest-
anforderungen an eine (Weiter-)Bil-
dungs- und Lernfähigkeit verfügen
und dass möglichst viele Schü-
ler/innen einen qualifizierten Se-
kundarabschluss erreichen. Sie er-
halten dafür zusätzlich die notwen-
digen Ressourcen.

Hauptschullehrer/innen werden
spezifische Fortbildungsprogramme
angeboten, die sie in ihrer Profes-
sionalität stärken.

Die Arbeitsbedingungen und
die Bezahlung der Hauptschulleh-
rer/innen muss umgehend an dieje-
nigen der Realschullehrer/innen an-
geglichen werden.

Hauptschulen mit erschwerten
und schwierigen Lernbedingungen
werden ergänzende und unterstüt-
zende pädagogische Professionen
zur Verfügung gestellt: Sozialpäda-
gog/innen, Sonderpädagog/innen
und Schulpsycholog/innen.

Jede Hauptschule wird Ganz-
tagsschule in verbindlicher Form.
Unter dem Aspekt einer zukunfts-
fähigen Schulentwicklung erhalten
diejenigen Standorte eine hohe
Priorität, die eine integrative Einbe-
ziehung von Grundschule und von
anderen Schularten der Sekundar-
stufe zulässt. 

Um die Konzentration proble-
matischer Milieus zu verringern,

müssen alle allgemein bildenden
Schulen (und die Schulträger) grund-
sätzlich die rechtliche Möglichkeit
haben, integrative Konzepte zu er-
proben und dauerhaft zu sichern.
Der Zusammenschluss mehrerer
Schularten zu einer Regional-, einer
Gemeinschafts- oder Sekundarschu-
le muss dabei jederzeit möglich
sein. Kurzfristig müssen diese inte-
grativen Ansätze als Schulversuche
grundsätzlich genehmigt werden.
Mittelfristig müssen Gemeinschafts-
schulen als Regelschule im Schulge-
setz verankert werden.

Auch um die Schließung von
hunderten von Hauptschulen auf-
grund des Schülerzahlenrückgangs
zu verhindern, muss die Landesre-
gierung überall dort, wo Schulträ-
ger es wünschen, integrative Lösun-
gen ermöglichen.

Für alle Hauptschüler/innen wird
ein 10. Pflichtschuljahr eingeführt. 
Die GEW Baden-Württemberg for-
dert:

Die Landesregierung verabschie-
det kurzfristig ein Sofortprogramm
für die Hauptschulen auf Grundla-
ge der aufgeführten Eckpunkte.

Auf regionaler Ebene müssen
Schulentwicklungskonzepte mit
dem Ziel eines wohnortnahen
Schulangebots vereinbart und um-
gesetzt werden.

C. Jeder Zwischenschritt zu
„länger gemeinsam lernen“
wird von der GEW unterstützt
Die GEW ist davon überzeugt, dass
das derzeitige mehrgliedrige Schul-
system keine Zukunft hat. Deshalb
lehnt sie auch jede Regelung, die zu
einer weiteren Aufspaltung und
Gliederung der Sekundarstufe I
führt, vehement ab. Sie sieht sich
darin immer wieder durch wissen-
schaftliche Untersuchungen, durch
die internationalen Leistungsver-
gleiche, durch Vertreter der Wirt-
schaft und neuerdings auch durch
die europäischen Bildungspolitiker
bestätigt. Die Initiativen für länge-
res gemeinsames Lernen finden im-
mer mehr Zulauf. 
Dennoch hält die Landesregierung
aus ideologischen Gründen an der
Mehrgliedrigkeit des Schulwesens
fest. Sie verhindert dadurch, dass
sich die Situation an den Haupt-
schulen ernsthaft verbessern kann.

Vor diesem Hintergrund unterstützt
die GEW alle Initiativen, die zu
längerem gemeinsamen Lernen
führen. Hierzu zählt gleichermaßen
die Einführung einer sechsjährigen
Grundschule wie auch die zurzeit
besonders intensiv diskutierte Zwei-
gliedrigkeit des Schulsystems. Dies
meint den Zusammenschluss von
Haupt- und Realschulen zu einer
Regionalschule unter Einbezug der
Sonderschulen. Jedoch müssen Re-
gionalschulen folgende Vorausset-
zungen erfüllen:

Zusammenschlüsse von Schul-
arten müssen durch integrative pä-
dagogische Konzepte begleitet wer-
den. Ein bloßes Zusammenlegen
von Schulen, womöglich unter Bei-
behaltung der Schularten oder einer
internen Differenzierung, die der
Beibehaltung der bisherigen Schul-
arten entspricht, wird abgelehnt.

Regionalschulen müssen grund-
sätzlich für alle Schüler/innen ein
verpflichtendes 10. Schuljahr an-
bieten. 

Der Regelabschluss der Regio-
nalschule ist die Mittlere Reife.
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Regionalschulen werden als
Ganztagsschulen geführt.

Regionalschulen erhalten, je
nach Bedarf, zusätzliche Mittel zur
individuellen und gemeinsamen
Förderung der Kinder.

Die Bildungspläne der Regio-
nalschulen müssen so abgestimmt
sein, dass die Durchlässigkeit des
Schulsystems voll und ganz gewähr-
leistet ist.

Die Einrichtung von sechsjähri-
gen Grundschulen und von Regio-
nalschulen sollte zunächst in Form
von wissenschaftlich begleiteten
Schulversuchen erfolgen.

Konsequente Reformen statt
Notlösungen sind nötig

Die GEW Baden-Württemberg stellt
unmissverständlich klar: Jeder Schritt
zu mehr gemeinsamem Lernen, der

unterhalb der einen Schule für alle
bleibt, kann nur eine Notlösung
sein, die deshalb akzeptiert wird,
weil die Bildungspolitik unfähig zu
konsequenten Reformen ist. 

D. Nur „eine Schule für alle“
kann die Defizite des schuli-
schen Bildungswesens wirklich
angehen
Die GEW Baden-Württemberg hat
auf ihrer Delegiertenversammlung
im Jahr 2004 den Beschluss „Eine
Schule für alle“ gefasst. Darin wird
ausführlich begründet, warum zu
einer umfassenden Reform des
Schulwesens, die die Kernprobleme
der sozialen Selektivität und der un-
zureichenden Förderung der Schü-
ler/innen ernst nimmt, auch eine
Strukturreform gehört. Die Tabui-
sierung dieser Frage zeugt von einer
unerträglichen Ignoranz der poli-

tisch Verantwortlichen. 
Es liegt auf der Hand, dass nicht
alle schulischen und schon gar
nicht alle gesellschaftlichen Proble-
me durch eine Strukturreform des
Schulsystems allein gelöst werden
können. Eine Verbesserung des
Ausbildungsangebots, eine Integra-
tionspolitik, die diesen Namen ver-
dient und eine Sozialpolitik, die
den Schwächsten in der Gesell-
schaft hilft und sie nicht drangsa-
liert, ist dringend geboten. Den-
noch muss und kann auch die Bil-
dungspolitik ihren Beitrag leisten,
um das Schulsystem leistungsfähi-
ger und vor allem gerechter zu ge-
stalten. Die GEW Baden-Württem-
berg fordert ...
... die Abschaffung des geglie-
derten Schulwesens.

Der Kommentar: Spiel nicht mit den Schmuddelkindern ...

Es ist bekannt, dass sich die
Hauptschule in einer sehr prekären
Lage befindet, manche sprechen
von der Krise der Hauptschule. Ich
will dazu feststellen, dass es sich
nicht um eine Krise der Haupt-
schule, sondern allenfalls um eine
Krise des gegliederten Schulsys-
tems handelt: Die Hauptschule ist
zur Schulart der Verlierer und
Chancenlosen, sprich der Schmud-
delkinder oder Neudeutsch des Pre-
kariats, geworden.
Die Hauptschule kann in Baden-
Württemberg im Jahr 2007 auf ihr
40jähriges Bestehen zurückblicken.
Seitdem hat sie kontinuierlich an
Akzeptanz verloren. Lagen die
Übertrittsquoten Ende der 60er
Jahre noch zwischen 60 und 70
Prozent, hat sie im Jahr 2006 einen
historischen Tiefstand von 28 Pro-
zent erreicht. 
Tatsache ist, dass alle Stabilisie-
rungsbemühungen der Landesre-
gierung – von der Einführung der
Hauptschulabschlussprüfung über
Projektprüfungen, die Einführung
der Werkrealschule und das Pro-
gramm „Impulse Hauptschule“ –
den Abwärtstrend der Hauptschu-
le nicht stoppen konnten. 
Wir beobachten mit großer Sorge,
dass hinter verschlossenen Türen

das KM gemeinsam mit den kom-
munalen Spitzenverbänden an Lö-
sungskonzepten arbeitet, die von
dem Ziel geprägt sind, das geglie-
derte Schulsystem in seiner bishe-
rigen Struktur und gleichzeitig
möglichst viele Schulstandorte zu
erhalten. Das sieht dann in der Re-
alität vermutlich so aus, dass am
Standort A die Klassen 5 bis 7 und
am Standort B die Klassen 8 bis 10
unterrichtet werden.
Wir fordern, dass die Landesregie-
rung von Baden-Württemberg ihre
ideologisch begründete Haltung
gegenüber integrativen Schulfor-
men überdenkt und sich für neue
Lösungen öffnet. Dabei geht es
vor allem um zwei Punkte:
1. Die Landesregierung wird auf-
gefordert ein Sofortprogramm für
die Hauptschulen auf der Grundla-
ge der von der GEW formulierten
Eckpunkte zu verabschieden.
2. Auf regionaler Ebene müssen
Schulentwicklungskonzepte mit
dem Ziel eines wohnortnahen
Schulangebots vereinbart und um-
gesetzt werden. Wir erwarten von
den kommunalen Spitzenverbän-
den, dass sie den notwendigen
Druck auf die Landesregierung
ausüben, um auch innovative Lö-
sungen zu ermöglichen.

Eine Bemerkung zur aktuellen De-
batte um die Zusammenführung
von Haupt- und Realschule: Wenn
wir diese „Regionalschule“ als
Zwischenschritt zu längerem ge-
meinsamem Lernen und hin zu
mehr Integration akzeptieren, dann
tun wir dies nur unter der Voraus-
setzung, dass dies mit der Entwick-
lung neuer pädagogischer Konzep-
te verbunden ist.
Uns ist sehr wohl bewusst, dass
eine solche Regionalschule insbe-
sondere bei den Kolleg/innen der
Realschulen, teilweise auch in der
Öffentlichkeit, auf große Skepsis
stößt. Wir nehmen diese Beden-
ken und Ängste ernst, verweisen je-
doch auf erfolgreiche Beispiele in
anderen Bundesländern und im
Ausland. 
Bedauerlicherweise hat es sich noch
nicht bis ins KM herumgespro-
chen, dass nicht die perfekte Sor-
tierung der Kinder das Allheilmit-
tel für ein leistungsfähiges Schul-
system ist. Die GEW bleibt des-
halb bei ihrem Ziel eine Schule für
alle auch in Baden-Württemberg
zu verwirklichen, die Kinder und
Jugendlichen in ihrer Individua-
lität annimmt und fördert.

Rainer Dahlem, 
Landesvorsitzender

Siehe auch Bericht
über die Anhörung
der Grünen im Land-
tag Seite 43.


